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Text 

§ 41 

(1) Jeder Ausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die 
Anwesenheit der zur Beschlußfähigkeit erforderlichen Anzahl der Mitglieder ist nur bei Abstimmungen 
und Wahlen notwendig. Kann eine Abstimmung oder eine Wahl wegen Beschlußunfähigkeit nicht 
vorgenommen werden, so unterbricht der Obmann die Sitzung auf bestimmte oder unbestimmte Zeit. 

(2) Am Beginn der Sitzung kann der Obmann eine Umstellung der Gegenstände der Tagesordnung 
vornehmen und die Verhandlung über mehrere Gegenstände zusammenfassen. Werden Einwendungen 
erhoben, so entscheidet der Ausschuß ohne Debatte. Auf Vorschlag des Obmannes oder auf Antrag eines 
Abgeordneten kann der Ausschuß ferner mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder am Beginn 
der Sitzung beschließen, daß ein Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung abgesetzt oder daß ein 
nicht auf der Tagesordnung stehender Gegenstand in Verhandlung genommen werde. 

(3) Der Ausschuß wählt am Beginn jeder Verhandlung über eine Vorlage einen Berichterstatter für 
den Ausschuß, auf dessen Vorschlag die Vorlage unter einem oder Teile der Vorlage für sich beraten oder 
eine getrennte General- und Spezialdebatte abgeführt werden können. Werden Einwendungen erhoben, 
entscheidet der Ausschuß ohne Debatte. 

(4) Liegen mehrere Gesamtanträge vor, beschließt der Ausschuß, welcher derselben der Debatte und 
Abstimmung zugrunde zu legen ist. Vor der Beschlußfassung kann eine allgemeine Debatte stattfinden. 
Enthält der schriftliche Bericht eines Unterausschusses die Neufassung des gesamten Textes eines 
Entwurfes im Sinne des § 35a Abs. 2, ist dieser Verhandlungsgrundlage. 
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(5) Der Obmann des Ausschusses erteilt den zum Wort gemeldeten Sitzungsteilnehmern in der 
Reihenfolge ihrer Anmeldung das Wort. 

(6) Auf Vorschlag des Obmannes kann ein Ausschuß für einzelne seiner Verhandlungen mit 
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder beschließen, daß die Redezeit eines jeden zum Wort 
gemeldeten Abgeordneten ein bestimmtes Ausmaß nicht überschreiten darf. In keinem Falle darf jedoch 
die Redezeit auf weniger als eine Viertelstunde herabgesetzt werden. 

(7) Der Antrag auf Schluß der Debatte kann, nachdem wenigstens drei zum Wort gemeldete 
Abgeordnete gesprochen haben, jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung eines Redners, gestellt werden und 
ist vom Obmann ohne Debatte sofort zur Abstimmung zu bringen. Nach Annahme eines solchen Antrages 
kommen jedoch die eingeschriebenen Redner noch zum Wort. Sind zu diesem Zeitpunkt keine Redner 
beim Obmann angemeldet, so kann jeder im Ausschuß vertretene Klub (§ 32) noch einen Redner aus 
seiner Mitte bestimmen. Nimmt nach Schluß der Debatte oder nach Annahme eines Antrages auf Schluß 
der Debatte ein Mitglied der Bundesregierung oder ein Staatssekretär, der Präsident beziehungsweise der 
Vizepräsident des Rechnungshofes oder ein Mitglied der Volksanwaltschaft das Wort, so gilt die Debatte 
aufs neue für eröffnet. 

(8) Abänderungs- und Zusatzanträge können von jedem in der Sitzung stimmberechtigten 
Abgeordneten gestellt werden; sie sind dem Obmann schriftlich zu übergeben. Den Anträgen kann eine 
Begründung beigefügt werden. Abgeordnete, die einen Abänderungs- oder Zusatzantrag stellen wollen, 
können, falls Schluß der Debatte beschlossen wurde, ihren Antrag sogleich nach ausgesprochenem 
Schlusse dem Obmann übergeben, der ihn dem Ausschuß mitteilt. 

(9) Jeder Beschluß des Ausschusses wird — soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist — mit 
Stimmenmehrheit der anwesenden Ausschußmitglieder gefaßt. Der Obmann übt sein Stimmrecht gleich 
den anderen Mitgliedern aus. Auf die Ausübung des Stimmrechtes findet § 64 sinngemäß Anwendung. 
Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

(10) Auf die in den Ausschüssen vorzunehmenden Wahlen sind die Bestimmungen des Abs. 9 
sinngemäß anzuwenden. Bei Stimmengleichheit ist zunächst eine zweite Wahl vorzunehmen. Ergibt sich 
auch nach einem zweiten Wahlgang keine Mehrheit, so entscheidet das Los. 

(11) Eine namentliche Abstimmung wird auf Anordnung des Obmannes oder auf Verlangen von 
einem Fünftel der vom Nationalrat festgesetzten Anzahl der Ausschußmitglieder vorgenommen. Vor 
Beginn der Abstimmung hat der Obmann die Namen der Stimmberechtigten festzustellen und 
bekanntzugeben. Das Ergebnis einer namentlichen Abstimmung ist sowohl im Amtlichen Protokoll über 
die Ausschußsitzung als auch im schriftlichen Bericht des Ausschusses an den Nationalrat festzuhalten. 

(12) Auf die Vertagung der Verhandlung, tatsächliche Berichtigungen, die Debatte und Abstimmung 
über Anträge zur Geschäftsbehandlung, die Reihenfolge der Abstimmungen sowie den Ruf zur Sache und 
zur Ordnung finden die für die Sitzungen des Nationalrates geltenden Bestimmungen sinngemäß 
Anwendung. 
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